
Körperschaftsteuergesetz (KStG) 
 

In der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2002 (BGBl I S. 4144), zuletzt geändert durch 
Artikel 4 des Gesetz vom 13. Dezember 2006 (BGBl I S. 2878). 

 
 
 
 

- Auszug - 
 
 
 

Erster Teil 
Steuerpflicht 

 
 

§ 5 
Befreiungen 

 
(1) Von der Körperschaftsteuer sind befreit 
 

1.-2a. ..... 
 

3. rechtsfähige Pensions-, Sterbe- und Krankenkassen, die den Personen, denen die Leistungen 
der Kasse zugute kommen oder zugute kommen sollen (Leistungsempfängern), einen Rechts-
anspruch gewähren, und rechtsfähige Unterstützungskassen, die den Leistungsempfängern kei-
nen Rechtsanspruch gewähren, 

 
a) wenn sich die Kasse beschränkt 

 
aa) auf Zugehörige oder frühere Zugehörige einzelner oder mehrerer wirtschaftlicher Ge-

schäftsbetriebe oder 
 
bb) auf Zugehörige oder frühere Zugehörige der Spitzenverbände der freien Wohlfahrts-

pflege (Arbeiterwohlfahrt-Bundesverband e. V., Deutscher Caritasverband e. V., Deut-
scher Paritätischer Wohlfahrtsverband e. V., Deutsches Rotes Kreuz, Diakonisches Werk 
- Innere Mission und Hilfswerk der Evangelischen Kirche in Deutschland sowie Zentral-
wohlfahrtsstelle der Juden in Deutschland e. V.) einschließlich ihrer Untergliederungen, 
Einrichtungen und Anstalten und sonstiger gemeinnütziger Wohlfahrtsverbände oder 

 
cc) auf Arbeitnehmer sonstiger Körperschaften, Personenvereinigungen und 

Vermögensmassen im Sinne der §§ 1 und 2; den Arbeitnehmern stehen Personen, die 
sich in einem arbeitnehmerähnlichen Verhältnis befinden, gleich; 

 
zu den Zugehörigen oder Arbeitnehmern rechnen jeweils auch deren Angehörige; 

 
b) wenn sichergestellt ist, dass der Betrieb der Kasse nach dem Geschäftsplan und nach Art 

und Höhe der Leistungen eine soziale Einrichtung darstellt. Diese Voraussetzung ist bei Un-
terstützungskassen, die Leistungen von Fall zu Fall gewähren, nur gegeben, wenn sich 
diese Leistungen mit Ausnahme des Sterbegeldes auf Fälle der Not oder Arbeitslosigkeit 
beschränken; 

 
c) wenn vorbehaltlich des § 6 die ausschließliche und unmittelbare Verwendung des Vermögens 

und der Einkünfte der Kasse nach der Satzung und der tatsächlichen Geschäftsführung für 
die Zwecke der Kasse dauernd gesichert ist; 

 
d) wenn bei Pensions-, Sterbe- und Krankenkassen am Schluss des Wirtschaftsjahrs, zu 

dem der Wert der Deckungsrückstellung versicherungsmathematisch zu berechnen ist, das 
nach den handelsrechtlichen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung unter Berück-
sichtigung des Geschäftsplans sowie der allgemeinen Versicherungsbedingungen und der 
fachlichen Geschäftsunterlagen im Sinne des § 5 Abs. 3 Nr. 2 Halbsatz 2 des Versiche-
rungsaufsichtsgesetzes auszuweisende Vermögen nicht höher ist als bei einem Versiche-
rungsverein auf Gegenseitigkeit die Verlustrücklage und bei einer Kasse anderer Rechts-



form der dieser Rücklage entsprechende Teil des Vermögens. Bei der Ermittlung des 
Vermögens ist eine Rückstellung für Beitragsrückerstattung nur insoweit abziehbar, als den 
Leistungsempfängern ein Anspruch auf die Überschussbeteiligung zusteht. Übersteigt das 
Vermögen der Kasse den bezeichneten Betrag, so ist die Kasse nach Maßgabe des § 6 Abs. 
1 bis 4 steuerpflichtig; und 

 
e) wenn bei Unterstützungskassen am Schluss des Wirtschaftsjahrs das Vermögen ohne 

Berücksichtigung künftiger Versorgungsleistungen nicht höher ist als das um 25 vom Hundert 
erhöhte zulässige Kassenvermögen. Für die Ermittlung des tatsächlichen und des zulässigen 
Kassenvermögens gilt § 4d des Einkommensteuergesetzes. Übersteigt das Vermögen der 
Kasse den in Satz 1 bezeichneten Betrag, so ist die Kasse nach Maßgabe des § 6 Abs. 5 
steuerpflichtig; 

 
4. kleinere Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit im Sinne des § 53 des Versicherungs-

aufsichtsgesetzes, wenn 
 

a) ihre Beitragseinnahmen im Durchschnitt der letzten drei Wirtschaftsjahre einschließ-
lich des im Veranlagungszeitraum endenden Wirtschaftsjahrs die durch Rechtsverord-
nung festzusetzenden Jahresbeträge nicht überstiegen haben oder 

 
b) sich ihr Geschäftsbetrieb auf die Sterbegeldversicherung beschränkt und die 

Versicherungsvereine nach dem Geschäftsplan sowie nach Art und Höhe der Leistun-
gen soziale Einrichtungen darstellen; 

 
5.-7. . . . . .  

 
8. öffentlich-rechtliche Versicherungs- und Versorgungseinrichtungen von Berufsgruppen, deren 

Angehörige auf Grund einer durch Gesetz angeordneten oder auf Gesetz beruhenden Ver-
pflichtung Mitglieder dieser Einrichtung sind, wenn die Satzung der Einrichtung die Zahlung 
keiner höheren jährlichen Beiträge zulässt als das Zwölffache der Beiträge, die sich bei einer 
Beitragsbemessungsgrundlage in Höhe der doppelten monatlichen Beitragsbemessungs-
grenze in der Rentenversicherung der Arbeiter und Angestellten ergeben würden. Er-
möglicht die Satzung der Einrichtung nur Pflichtmitgliedschaften sowie freiwillige Mitglied-
schaften, die unmittelbar an eine Pflichtmitgliedschaft anschließen, so steht dies der Steu-
erbefreiung nicht entgegen, wenn die Satzung die Zahlung keiner höheren jährlichen Bei-
träge zulässt als das Fünfzehnfache der Beiträge, die sich bei einer Beitragsbemessungs-
grundlage in Höhe der doppelten monatlichen Beitragsbemessungsgrenze in der Ren-
tenversicherung der Arbeiter und Angestellten ergeben würden; 

 
9. -14. ... 

 
15. der Pensions-Sicherungs-Verein Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit, 

 
a) wenn er mit Erlaubnis der Versicherungsaufsichtsbehörde ausschließlich die Aufga-

ben des Trägers der Insolvenzsicherung wahrnimmt, die sich aus dem Gesetz zur Ver-
besserung der betrieblichen Altersversorgung vom 19. Dezember 1974 (BGBl I S. 3610) 
ergeben, und 

 
b) wenn seine Leistungen nach dem Kreis der Empfänger sowie nach Art und Höhe den in 

den §§ 7 bis 9, 17 und 30 des Gesetzes zur Verbesserung der betrieblichen Altersver-
sorgung bezeichneten Rahmen nicht überschreiten; 

 
16.-21. ... 

 
22. gemeinsame Einrichtungen der Tarifvertragsparteien im Sinne des § 4 Abs. 2 des Tarif-

vertragsgesetzes vom 25. August 1969 (BGBl I S. 1323), die satzungsmäßige Beiträge auf 
der Grundlage des § 186a des Arbeitsförderungsgesetzes vom 25. Juni 1969 (BGBl I S. 
582) oder tarifvertraglicher Vereinbarungen erheben und Leistungen ausschließlich an die 
tarifgebundenen Arbeitnehmer des Gewerbezweigs oder an deren Hinterbliebene erbringen, 
wenn sie dabei zu nicht steuerbegünstigten Betrieben derselben oder ähnlicher Art nicht in 
größerem Umfang in Wettbewerb treten, als es bei Erfüllung ihrer begünstigten Aufgaben 
unvermeidlich ist. Wird ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb unterhalten, dessen Tätigkeit 
nicht ausschließlich auf die Erfüllung der begünstigten Tätigkeiten gerichtet ist, ist die 
Steuerbefreiung insoweit ausgeschlossen;  



(2) Die Befreiungen nach Absatz 1 und nach anderen Gesetzen als dem Körperschaftssteuergesetz 
gelten nicht 

 
1. für inländische Einkünfte, die dem Steuerabzug vollständig oder teilweise unterliegen, 

 

2. für beschränkt Steuerpflichtige im Sinne des § 2 Nr. 1, 

 

3. soweit § 34 Abs. 9, § 37 oder 38 Abs. 2 anzuwenden ist. 
 
 

§ 6 
Einschränkung der Befreiung von Pensions-, Sterbe-, 

Kranken- und Unterstützungskassen 
 

(1) Übersteigt am Schluss des Wirtschaftsjahrs, zu dem der Wert der Deckungsrückstellung 
versicherungsmathematisch zu berechnen ist, das Vermögen einer Pensions-, Sterbe- oder Kran-
kenkasse im Sinne des § 5 Abs. 1 Nr. 3 den in Buchstabe d dieser Vorschrift bezeichneten Betrag, so 
ist die Kasse steuerpflichtig, soweit ihr Einkommen anteilig auf das übersteigende Vermögen entfällt. 

 
(2) Die Steuerpflicht entfällt mit Wirkung für die Vergangenheit, soweit das übersteigende Vermögen 

innerhalb von achtzehn Monaten nach dem Schluss des Wirtschaftsjahrs, für das es festgestellt 
worden ist, mit Zustimmung der Versicherungsaufsichtsbehörde zur Leistungserhöhung, zur Auszah-
lung an das Trägerunternehmen, zur Verrechnung mit Zuwendungen des Trägerunternehmens, 
zur gleichmäßigen Herabsetzung künftiger Zuwendungen des Trägerunternehmens oder zur Ver-
minderung der Beiträge der Leistungsempfänger verwendet wird. 

 
(3) Wird das übersteigende Vermögen nicht in der in Absatz 2 bezeichneten Weise verwendet, so erstreckt 

sich die Steuerpflicht auch auf die folgenden Kalenderjahre, für die der Wert der Deckungsrückstel-
lung nicht versicherungsmathematisch zu berechnen ist. 

 
(4) Bei der Ermittlung des Einkommens der Kasse sind Beitragsrückerstattungen oder sonstige Vermö-

gensübertragungen an das Trägerunternehmen außer in den Fällen des Absatzes 2 nicht abziehbar. 
Das Gleiche gilt für Zuführungen zu einer Rückstellung für Beitragsrückerstattung, soweit den Leis-
tungsempfängern ein Anspruch auf die Überschussbeteiligung nicht zusteht. 

 
(5) Übersteigt am Schluss des Wirtschaftsjahrs das Vermögen einer Unterstützungskasse im Sinne des § 5 

Abs. 1 Nr. 3 den in Buchstabe e dieser Vorschrift bezeichneten Betrag, so ist die Kasse steuerpflich-
tig, soweit ihr Einkommen anteilig auf das übersteigende Vermögen entfällt. Bei der Ermittlung des 
Einkommens sind Vermögensübertragungen an das Trägerunternehmen nicht abziehbar. 

 
(6) Auf den Teil des Vermögens einer Pensions-, Sterbe-, Kranken- oder Unterstützungskasse, der am 

Schluss des Wirtschaftsjahrs den in § 5 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe d oder e bezeichneten Betrag über-
steigt, ist Buchstabe c dieser Vorschrift nicht anzuwenden. Bei Unterstützungskassen gilt dies auch, 
soweit das Vermögen vor dem Schluss des Wirtschaftsjahrs den in § 5 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe e be-
zeichneten Betrag übersteigt. 



 
Zweiter Teil  
Einkommen 

 
 

Drittes Kapitel 
Sondervorschriften für Versicherungsunternehmen, Pensionsfonds und 

Bausparkassen 
 
 

§ 21 
Beitragsrückerstattungen 

 
(1) Beitragsrückerstattungen, die für das selbst abgeschlossene Geschäft auf Grund des Jahresergebnis-

ses oder des versicherungstechnischen Überschusses gewährt werden, sind abziehbar 
 

1. in der Lebens- und Krankenversicherung bis zu dem nach handelsrechtlichen Vorschriften 
ermittelten Jahresergebnis für das selbst abgeschlossene Geschäft, erhöht um die für Beitrags-
rückerstattungen aufgewendeten Beträge, die das Jahresergebnis gemindert haben, und ge-
kürzt um den Betrag, der sich aus der Auflösung einer Rückstellung nach Absatz 2 Satz 2 
ergibt, um Gewinnanteile, die von einer ausländischen Gesellschaft ausgeschüttet werden und 
nach einem Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung von der Körperschaftsteuer 
befreit sind, sowie um den Nettoertrag des nach den steuerlichen Vorschriften über die 
Gewinnermittlung anzusetzenden Betriebsvermögens am Beginn des Wirtschaftsjahres; für 
Pensionsfonds gilt Entsprechendes. Als Nettoertrag gilt der Ertrag aus langfristiger 
Kapitalanlage, der anteilig auf das Betriebsvermögen entfällt, nach Abzug der 
entsprechenden abziehbaren und nichtabziehbaren Betriebsausgaben; 

 
2. in der Schaden- und Unfallversicherung bis zur Höhe des Überschusses, der sich aus der 

Beitragseinnahme nach Abzug aller anteiligen abziehbaren und nichtabziehbaren Be-
triebsausgaben einschließlich der Versicherungsleistungen, Rückstellungen und Rechnungs-
abgrenzungsposten ergibt. Der Berechnung des Überschusses sind die auf das Wirtschafts-
jahr entfallenden Beitragseinnahmen und Betriebsausgaben des einzelnen Versicherungs-
zweigs aus dem selbstabgeschlossenen Geschäft für eigene Rechnung zugrunde zu legen. 

 
(2) Zuführungen zu einer Rückstellung für Beitragsrückerstattung sind insoweit abziehbar, als die 

ausschließliche Verwendung der Rückstellung für diesen Zweck durch die Satzung oder durch 
geschäftsplanmäßige Erklärung gesichert ist. Die Rückstellung ist vorbehaltlich des Satzes 3 auf-
zulösen, soweit sie höher ist als die Summe der in den folgenden Nummern 1 bis 4 bezeichneten 
Beträge: 

 
1. die Zuführungen innerhalb des am Bilanzstichtag endenden Wirtschaftsjahrs und der 

zwei vorangegangenen Wirtschaftsjahre, 
 
2. der Betrag, dessen Ausschüttung als Beitragsrückerstattung vom Versicherungsunterneh-

men vor dem Bilanzstichtag verbindlich festgelegt worden ist, 
 
3. in der Krankenversicherung der Betrag, dessen Verwendung zur Ermäßigung von 

Beitragserhöhungen im folgenden Geschäftsjahr vom Versicherungsunternehmen vor dem 
Bilanzstichtag verbindlich festgelegt worden ist, 

 
4. in der Lebensversicherung der Betrag, der für die Finanzierung der auf die abgelaufenen 

Versicherungsjahre entfallenden Schlussgewinnanteile erforderlich ist; für Pensionsfonds 
gilt Entsprechendes. 

 
Eine Auflösung braucht nicht zu erfolgen, soweit an die Versicherten Kleinbeträge auszuzahlen 
wären und die Auszahlung dieser Beträge mit einem unverhältnismäßig hohen Verwaltungsauf-
wand verbunden wäre. 

 
(3) § 6 Abs. 1 Nr. 3a des Einkommensteuergesetzes ist nicht anzuwenden. 



 
§ 21a 

Deckungsrückstellungen 
 

(1) § 6 Abs. 1 Nr. 3a Buchstabe e des Einkommensteuergesetzes ist von Versicherungsunternehmen 
und Pensionsfonds mit der Maßgabe anzuwenden, dass Deckungsrückstellungen im Sinne des § 
341f des Handelsgesetzbuchs mit dem sich für die zugrunde liegenden Verträge aus der Be-
stimmung in Verbindung mit § 25 der Verordnung über die Rechnungslegung von Versiche-
rungsunternehmen oder in Verbindung mit der auf Grund § 116 des Versicherungsaufsichtsge-
setzes zu erlassenden Rechtsverordnung ergebenden Höchstzinssatz oder einem niedrigeren 
zulässigerweise verwendeten Zinssatz abgezinst werden können. Für die von Schaden- und 
Unfallversicherungsunternehmen gebildeten Renten-Deckungsrückstellungen kann der 
Höchstzinssatz, der sich aus § 2 der Deckungsrückstellungsverordnung ergibt, oder ein niedri-
gerer zulässigerweise verwendeter Zinssatz zugrunde gelegt werden. 

 
(2) Soweit die in Absatz 1 genannten versicherungsrechtlichen Bestimmungen auf Versicherungs-

unternehmen mit Sitz in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaft oder in 
einem anderen Vertragsstaat des EWR-Abkommens keine Anwendung finden, können diese 
entsprechend verfahren. 

 
 
 
 

Fünfter Teil 
Ermächtigungs- und Schlussvorschriften 

 
 

§ 34 
Schlussvorschriften 

 
(1) Diese Fassung des Gesetzes ist, soweit in den folgenden Absätzen nichts anderes bestimmt ist, 

erstmals für den Veranlagungszeitraum 2007 anzuwenden. 
 
(2)  - (14)  . . .  

 
 
 
 

Körperschaftsteuer-Durchführungsverordnung (KStDV 1994) 
 

In der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Februar 1996 (BGBl I S. 365), zuletzt geändert durch Artikel 
5 des Gesetzes zur Umrechnung und Glättung steuerlicher Euro-Beträge (Steuer-Euroglättungsge-
setz-StEuglG) vom 19. Dezember 2000 (BGBl I S. 1790). 
 
Zu § 5 Abs. 1 Nr. 3 des Gesetzes 

 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
Rechtsfähige Pensions-, Sterbe-, Kranken- und Unterstützungskassen sind nur dann eine soziale Einrich-
tung im Sinne des § 5 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe b des Gesetzes, wenn sie die folgenden Voraussetzungen 
erfüllen: 
 

1. Die Leistungsempfänger dürfen sich in der Mehrzahl nicht aus dem Unternehmer oder dessen 
Angehörigen und bei Gesellschaften in der Mehrzahl nicht aus den Gesellschaftern oder de-
ren Angehörigen zusammensetzen. 

 
2. Bei Auflösung der Kasse darf ihr Vermögen vorbehaltlich der Regelung in § 6 des Gesetzes sat-

zungsmäßig nur den Leistungsempfängern oder deren Angehörigen zugute kommen oder für 
ausschließlich gemeinnützige oder mildtätige Zwecke verwendet werden. 

 



3. Außerdem müssen bei Kassen mit Rechtsanspruch der Leistungsempfänger die Voraussetzun-
gen des § 2, bei Kassen ohne Rechtsanspruch der Leistungsempfänger die Voraussetzungen 
des § 3 erfüllt sein. 

 
 

§ 2 
Kassen mit Rechtsanspruch der Leistungsempfänger 

 
(1) Bei rechtsfähigen Pensions- oder Sterbekassen, die den Leistungsempfängern einen Rechtsan-

spruch gewähren, dürfen die jeweils erreichten Rechtsansprüche der Leistungsempfänger vorbehalt-
lich des Absatzes 2 die folgenden Beträge nicht übersteigen: 

 
 als Pension 25 769 Euro jährlich, 

 

 als Witwengeld 17 179 Euro jährlich, 

 

 als Waisengeld   5 154 Euro jährlich für jede Halbwaise, 

  10 308 Euro jährlich für jede Vollwaise, 

 

 als Sterbegeld   7 669 Euro als Gesamtleistung. 

 
(2) Die jeweils erreichten Rechtsansprüche, mit Ausnahme des Anspruchs auf Sterbegeld, dürfen in 

nicht mehr als 12 von Hundert aller Fälle auf höhere als die in Absatz 1 bezeichneten Beträge 
gerichtet sein. Dies gilt in nicht mehr als 4 von Hundert aller Fälle uneingeschränkt. Im Übrigen 
dürfen die jeweils erreichten Rechtsansprüche die folgenden Beträge nicht übersteigen: 

 
 als Pension 38 654 Euro jährlich, 

 

 als Witwengeld 25 769 Euro jährlich, 

 

 als Waisengeld   7 731 Euro jährlich für jede Halbwaise, 

  15 461 Euro jährlich für jede Vollwaise. 
 
 

§ 3 
Kassen ohne Rechtsanspruch der Leistungsempfänger 

 
Rechtsfähige Unterstützungskassen, die den Leistungsempfängern keinen Rechtsanspruch gewäh-
ren, müssen die folgenden Voraussetzungen erfüllen: 
 

1. Die Leistungsempfänger dürfen zu laufenden Beiträgen oder zu sonstigen Zuschüssen nicht 
verpflichtet sein. 

 
2. Den Leistungsempfängern oder den Arbeitnehmervertretungen des Betriebs oder der 

Dienststelle muss satzungsgemäß und tatsächlich das Recht zustehen, an der Verwaltung 
sämtlicher Beträge, die der Kasse zufließen, beratend mitzuwirken. 

 
3. Die laufenden Leistungen und das Sterbegeld dürfen die in § 2 bezeichneten Beträge nicht 

übersteigen. 
 
 
Zu § 5 Abs. 1 Nr. 4 des Gesetzes 



 
§ 4  

Kleinere Versicherungsvereine 
 

Kleinere Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit im Sinne des § 53 des Gesetzes über die Be-
aufsichtigung der privaten Versicherungsunternehmungen in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Glie-
derungsnummer 7631-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch das Gesetz 
vom 18. Dezember 1975 (BGBl I S. 3139), sind von der Körperschaftsteuer befreit, wenn 
 

1. ihre Beitragseinnahmen im Durchschnitt der letzten drei Wirtschaftsjahre einschließlich des im 
Veranlagungszeitraum endenden Wirtschaftsjahrs die folgenden Jahresbeträge nicht über-
stiegen haben: 

 
a) 797 615 Euro bei Versicherungsvereinen, die die Lebensversicherung oder die 

Krankenversicherung betreiben, 
 
b) 306 775 Euro bei allen übrigen Versicherungsvereinen, oder 

 
2. sich ihr Geschäftsbetrieb auf die Sterbegeldversicherung beschränkt und sie im Übrigen die 

Voraussetzungen des § 1 erfüllen. 
 
 

Zu § 26 Abs. 3 des Gesetzes 
 
 

§ 5 
Entwicklungsländer 

 
Entwicklungsländer im Sinne des § 26 Abs. 3 des Gesetzes sind die in der Anlage zu dieser Verordnung 
genannten Staaten. 
 
Schlussvorschrift 

 
 

§ 6 
Anwendungszeitraum 

 
Die Körperschaftsteuer-Durchführungsverordnung in der Fassung des Artikels 5 des Gesetzes vom 19. 
Dezember 2000 (BGBl I S. 1790) ist erstmals für den Veranlagungszeitraum 2002 anzuwenden. 
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